{ 


gegnung in der Handſchrift des Unterzeichners ſelbſt, zu: 


find im Gegentheil mit der 


eines hierauf 


lich geſtrichen werden. — 
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Telegrapbifche Nachrichten. 

Haag, 29. Dezbr. Die erſte Kammer hat in der Discuffion der 
auswärtigen Angelegenheiten mit 19 Stimmen gegen 14 die Depeſche 
vom 28. April d. J. gemißbilligt, in welcher der Miniſter van der 
Maeſen de Sombreff ſich in Petersburg für Polen verwandt hat. Die 
Motive dieſes Beſchluſſes ſind hauptſächlich aus der Antwort herge⸗ 
nommen, welche der König der Niederlande unter dem 29. November 
auf die Einladung zu dem Congreſſe ertheilt hat. 


. r if 5. 


Vreuſen. a 

Berlin, 30. Dezbr. [Amtliches.] Se. par sa der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Oberſt⸗Lieutenant von Vegeſack, aggregirt dem 
1. Leih⸗Huſaren⸗Regiment Nr. 1 und commandirt zur Dienſtleiſtung bei der 
Abtheilung für die perſönlichen Angelegenheiten im Kriegsminiſterium, das 
Kreuz der Ritter des königl. Hausordens oon Hohenzollern zu verleihen; den 
bisherigen Regierungs⸗Rath Carl Friedrich Hermann von Eichhorn zu 
Breslau zum Ober⸗Regierungs Rath und Abtheilungs⸗Dirigenten zu ernen⸗ 
nen; und dem Hauptmann a. D. und Forſtkaſſen⸗Rendanten Hilt in Sim⸗ 
mern den Charakter als Rechnungs⸗Rath zu verleihen. 

[Se. Maj. der König] nahmen heute die Vorträge des Militär⸗ 
und Civil⸗Cabinets entgegen und empfingen den General der Infan⸗ 
terie von Schack, mit den Geſchäften des hieſigen Gouvernements 
beauftragt, und den Oberſt⸗Lieutenant von Rekowsky, Commandeur des 
Königs⸗Grenadier⸗Regiments Nr. 7. Se. Majeſtät fuhren gegen 
33 Uhr im zugemachten Wagen ſpazieren. 

[Ihre Maj. die Königin] hat die Ausſtellung der berliner 
Künſtler im Akadenlie⸗Gebäude und das Atelier des Malers Knaus 
mit Allerhöchſtihrem Beſuche beehrt. : (St.⸗A.) 

[33. kk. HH. die Frau Kronprinzeſſin und der Kron⸗ 
prinz] nahmen heute ohne alle Begleitung das neue Börſengebäude 
in Augenſchein und äußerten ſich gegenüber den mit ihrem Empfange 
beauftragt geweſenen Mitgliedern des Aelteſten⸗Collegiums mit großer 
Anertennung über den prächtigen Bau und deſſen Ausſtattung. 


[Als Nachfolger des Regierungspräſidenten Sebald] 1G 


in Trier wird der Regierungspräſident von Schleinitz in Bromberg 
genannt. 

[Die Angelegenheit des Geheimraths Jacobi] Auf die 
Erklärung des Hrn. G. Lewine geht der „Sp. 3.“ noch folgende Ent: 


„Ich halte meine am 2. Dezember 1863 über die Entnahme des Jacobi: 
ſchen Briefes freiwillig abgegebene Erklärung in allen nie ee 
; : . eyſer.“ 

Außerdem wird demſelben Blatte von glaubwürdigſter Seite mit⸗ 
getheilt, daß, was den Inhalt der Wahrheitsbeſcheinigung des Hrn. 
Caſſirers Rieſe anlangt, er nicht mit den Aeußerungen übereinſtimmt, 
die er vor dem 30. November ſeinem eigenen Bruder gemacht und 
durch welche die Entdeckung der Briefentwendung weſentlich herbeige⸗ 
führt wurde. Jene früheren geſchwiſterlich vertraulichen Mittheilungen 
f {chen Ausſage ganz identiſch. Ein 
ferneres Indicium zur Erkenntniß der Wahrheit it folgendes: Derſelbe 
Hr. Riefe kam am 30. November, feinem Ausſpruch nach, im Auf⸗ 
trage des Hrn. Lewine, zu Hrn. Dr. Engel, um die beſtimmte Er⸗ 
klärung abzugeben: Hr. Lewine habe nun erſt in den letzten Tagen 
durch Keyſer von der Briefgeſchichte etwas erfahren, im Uebrigen aber 
gar nichts mit ihr zu thun gehabt. Eine Viertelſtunde vorher hatte 
indeß K. — freilich ohne daß Hr. L. es wußte — bekannt, daß 
Letzterer die Abſchrift des Briefes ſeit cirea fünf Monaten beſitze, und 
welchen Gebrauch er davon gemacht. Die von Hrn. Lewine in Aus⸗ 
ſicht geftellten gerichtlichen Schritte werden wahrſcheinlich auch auf dieſe 
Thatſachen das erforderliche Licht werfen. DRIN: 

[Komiſche Wuth der Feudalpartei gegen die Mittel- 
ſtaaten.] Die „Kreuzzeitung“ ſchreibt heute: „Man drückt ſich nicht 
zu ſtark aus, wenn man es eine ſtarke Unverſchämtheit nennt, wenn 
die ehrgeizigen Minifter folder Regierungen, jeder von feinem Stand: 
punkte aus, Großmachtspolitik treiben und ſich die Politik der beiden 
Großmächte durch den Bund dienſtbar machen wollen. Weder Pfordten, 
noch Beuſt, noch Dalwigk, noch Roggenbach“) haben den Beruf, über 
die europäiſche Politik der Großmächte zu entſcheiden und ſich 
aus jeder deutſchen Kriſis — mit der Hoffnung im Hintergrunde, daß 
die Großmächte fie im entscheidenden Augenblick mit Gewalt hindern 
würden, Unfug zu treiben — ein Piedeſtal für ihre Eitelkeit und Po: 
pularitätsſucht zu machen. ; Br 

K. C. Berlin, 30. Dez. [Der Bericht der Budgetcommiffion 
über den Etat des Miniſteriums des Innern] feginnt mit der 
ausdrüdlichen Borhemerting, vie Commiffion habe ſich bei Berathung dieſes 
Etats lediglich auf die Prüfung der einzelnen Einnahme⸗ und Ausgabe⸗Po⸗ 
fitionen beſchränkt und die Erörterung allgemeiner Prinzipienfragen bermies 
den. Zu erwähnen iſt aus dem Berichte Folgendes: Die Regierung iſt un⸗ 
ausgeſetzt mit der Reorpanijationsirage der berliner Kr erwaltung be: 
ſchäftigt, ohne daß dieſelbe jedoch bis jebt hat zum Abſchluß gebracht werden 
können. Die Aufhebung der königl. Poli ei Verwaltungen in den größeren 
Städten ijt in's Stocken gerathen, doch ſteht nach Aeußerung des Reglerungs⸗ 
Commiſſars die Sache keineswegs fo, „daß die Regierung nicht auch in Su: 

uft, wo es zuläſſig erſcheint, auf das Eingehen einzelner königl. Polizei: 
Verwaltungen hinwirken werde.“ — Die Diftrictscommifjarien in ber Pro⸗ 
bins Poſen werden feit 1850 nicht etatsmäßig, ſondern nur commiſſariſch 
gegen Diätenzahlung angeftellt. Die Regierung beabſichtigte namlich damals 
eine Reorganiſation dieſes Inſtituts, doch hat fd dieſelbe wegen der beſon⸗ 
deren Verhältniſſe der Provinz Poſen nicht durchführen lafien; inzwiſchen hat 
neuerdings die Regierung die Frage in Erwägung gezogen, ob entweder jetzt 
mit einer anderweitigen Orgdnifation der qu. Ne Pole. vorzugehen, 
oder, wenn dies zur get nit unc e te ee 
mifjarien nicht wiederum definitiv anzuftellen ſeien; dieſe Frage liegt gegen: 
wärtig dem Oberpräſidenten der Propinz vor. Die Commiſſion hat die 
Schwierigkeiten der Reorganifation anerkannt, aber es doch nicht billigen 
können, daß eine ganze Kategorie von Beamtenſtellen ſeit 13 Jabren blos um 
deshal“ nicht etatsmäßi daun werde, weil man in maßgebenden Krei⸗ 
ſen eine Aenderung der San ation beabſichtige. Mit Rückſicht jedoch dar: 
auf, daß nach der Verſicherung des Reg.⸗Commiſſars die fragliche Angele⸗ 
genheit gerade jetzt auf dem Punkte ſtehe, einer Löſung entgegengeführt au 
werden, und in der beſtimmten Erwartung, daß die Regierung bis zur näch⸗ 
ſten Etatsberathung über die dem Inſtitute der Diſtrikts⸗Commiſſarien zu 
gebende Organijation definitiv ſchlüſſig werden wird, ¡ft von der Stellung 
bezüglichen beſonderen Antrages Abſtand genommen.“ — Die 

35,000 Thlr. „zu geheimen Ausgaben im Dienſte der Polizei“ ſollen gänz⸗ 
f Für die Landgendarmerie wird ein anderweitiger 
Organiſations⸗Plan berathen, und ſieht ſeiner die ban an maßgebender 
Stelle entgegen; eine detaillirte Mittheilung über die beabſichtigte Organiſa⸗ 
tion zu geben, ift der Reg.⸗Commiſſar indeſſen nicht autoriſirt gewesen = 


Bei den Strafe, Beſſerungs⸗ und Gefangenen Anftalten hat der Reg.⸗Com⸗ 


Stadien ber Berathung durchlaufen habe, jo daß deſſen Vorlegung für jetzt 
J Aber es find ja nicht die Minifter, fondern die Furſten ſelbſt — warum its den Schutz aller Rechte einzuſtehen, deren Wahrung dem deutſchen Bunde 
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miſſar bemerkt, daß ein die Vollſtreckung der Zuchthausſtrafe in der Form 
der Einzelhaft regelndes Geſetz bereits entworfen ſei, jedoch noch nicht alle 
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greift denn die „Kreuzzeitung“ dieſe nicht an D. R 
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Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


noch nicht erfolgen könne. Nach dieſer Erklärung iſt von Stellung eines be⸗ 
ſonderen Antrages Abſtand genommen. — Die 2200 Thlr. für das Magda⸗ 
lenen⸗Stift ſollen geſtrichen werden; ebenſo die 2040 Thlr. als erſter Jahres⸗ 
betrag Auges eines mit dem Curatorium der Brüderſchaft des rauhen 
Hauſes abgeſchloſſenen Vertrages zur Ausbildung von 36 Gefangenenwär⸗ 
tern. Die Streichung iſt Conſeguenz des Beſchluſſes des Hauſes vom 
20. Oktober 1862, wonach die Regierung den mit dem Curatorium der Brü⸗ 
derſchaft des Rauhen Hauſes abgeſchloſſenen Vertrag wegen Ausbildung von 
Gefangenwärtern und Lehrern für die Strafgefängniſſe nicht wieder erneuern 
ſollte. — Bei der Poſition zur Unterſtützung hilfsbedürftiger ehemaliger Krie⸗ 
ger hat der Regierungs⸗Commiſſar erklärt, daß die von der Commiſſion bei 
Berathung des Etats für 1863 gewünſchte Nachweiſung der vorhandenen 
hilfsbedürftigen Veteranen noch nicht vollſtändig habe angefertigt werden 
können; von den meiſten Regierungen ſeien die Specialnachweiſungen zwar 
bereits eingegangen, es hätten jedoch bei einzelnen noch Rückfragen gehalten 
werden müſſen und es ſei deshalb bisher nicht möglich geweſen, eine voll⸗ 
ſtändige Nachweiſung anzufertigen.“ Die Commiſſion A apli hat das 
Bedauern ausgeſprochen, daß nicht ſchon der Etat für 1864 eine höhere Un⸗ 
terſtützungsſumme den in der vorigen Seſſion ausgeſprochenen Wünſchen 
der Landesvertretung entſprechend, auf den Etat gebracht ſei; wolle man den 
alten Kriegern eine wirkliche Unterſtützung gewähren, ſo müſſe man damit 
eilen, die Reihen lichteten ſich immer mehr und ein weiteres Hinausſchieben 
verfehle den Zweck. — Der Titel „Zur Herſtellung von Damenſtiftern“ iſt, 
den Beſchlüſſen des Hauſes gemäß, von der Regierung im Etat gänzlich be⸗ 


ſeitigt. 

; (Ser Bericht derſelben Comm. über den Etat des Kultus mis 
nifteriums] ift ebenfalls weſentlich techniſch. Wir heben folgendes hervor: 
Zur Beſchleunigung der Beſeitigung des Interimiſtikums in der Kirchenver⸗ 
faſſung beantragt die Comm. die für den evangeliſchen Oberkirchenrat ges 
forderten Mehrausgaben (500 Thaler für ein drtttes geiſtliches Mitglied und 
1200 Thaler für einen zweiten expedirenden Sekretär und Kalkulator) zu 
ſtreichen. Durch die nach dem Tode des früheren Präſidenten erfolgte en 
weilige Uebertragung der oberen Leitung der Geſchäfte des Oberkirchenraths 
an den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten wird, nach der von dem Re⸗ 
gierungs⸗Commiſſar a gegebenen Erklärung in der verfaſſungsmäßigen kolle⸗ 
gialiſchen Selbſtſtändigkeit und in der unabhängigen, nur dem Könige un⸗ 
mittelbar untergeordneten kirchlichen Stellung des Oberkirchenraths und in 
der beſtehenden Abgrenzung der Reſſortverhältniſſe Nichts geändert. — Den 
Zuſchuß von 5400 Thaler für die Ritterakademie in Brandenburg will die 

omm. abermals ſtreichen. Der Vertreter der e e blieb bei der 
früheren Behauptung der rechtlichen Verpflichtung des Staates zur ſerneren 
Hergabe des Zuſchuſſes ſtehen, nahm auch ſonſt die Ritterakademie in Schutz, 
und ſprach die Anſicht aus, daß es mit dem vorbemerkten Antrage, gegen 
Vermehrung der Gymnaſten im Widerſpruch ſtehe, eine wohleingerichtete 
at aufzuheben.“ — Zur Ausbildung von Turnlehrern an Elemen⸗ 
tarſchulen hat die Regierung „zunächſt auf fünf Jahre“ 5200 Thaler 
geſordert. So lange nicht die von jetzt ab auch mit der Qualifika⸗ 
tion für den Turnunterricht aus den Seminarien abgehenden Lehrer in grö⸗ 
fever Anzahl an den Volksſchulen fungiren, müſſe vorübergehend durch auber- 
ordentliche Maßregeln Fürſorge getroffen werden. Es werde deshalb beabſich⸗ 

tigt, zunächſt auf 5 Jahre in den Monaten Juli und Auguſt, jährlich 80 
Elementarlehrer aus den verſchiedenen Regierungsbezirken zur Abhaltung 
eines ſechswöchentlichen Curſus bei der Central⸗Turnanſtalt einzuberufen. 
Zur Erreichung dieſer Zwecke mußten den betr. Lehrern die Koſten der Her⸗ 
und Rückreiſe und des ſechswöchentlichen Aufenthalts in Berlin aus dem 
Staatsfonds vergütet und zu deren Unterweiſung fünf Hilfslehrer engagirt 
werden. Der für 1864 beantragte Mebrbetrag ſoll weiter dazu dienen, um 
in den folgenden Jahren jährlich etwa 300 Lehrer für Ertheilung des Turn⸗ 
unterrichts plane und zweckmäßig an verſchiedenen Punkten des Staats vor⸗ 
bilden zu laſſen.“ Die Commiſſion beantragt Genehmigung der e 
Summe, aber ohne den Zuſatz „zunächſt ay 5 Jahre“; die Bewilligung joll 
eventuell von Jahr zu Jahr wiederholt werden. — Bei dieſer Gelegenheit 
ſind auch die Verhä miſſe der Central⸗Turnanſtalt zur Sprache gekommen. 
„Es iſt ein Wechſel im Directorium eingetreten und manche Ausſtellungen, 
daß in dieſer Anſtalt das Rothſtein'ſche Turnen auf Koſten des deutſchen ge⸗ 
pflegt werde, ſcheinen mn Theil erledigt. So ijt der Barren eingeführt 
worden, und der Unterſchied zwiſchen dem früher in der Lehranſtalt einſeitig 
ausgebildeten Syſtem und dem deutſchen Turnen wird ſich, wie in der Com⸗ 
miſſion hervorgehoben wurde, immer mehr verlieren. é 

Neuſtettin, 24. Dezbr. [Zuſtände.] Vor einigen Wochen 
machte ich Ihnen Mittheilungen über die gegen den hieſigen Gymna⸗ 
ſial⸗Director Lehmann eingeleitete Disciplinar-Unterfudung. Seit die⸗ 
ſer Zeit ift, foviel mir bekannt, in der erwähnten Angelegenheit nichts 
Weiteres geſchehen; zur weiteren Charakteriſtik der hieſigen Zuſtände 
möge indeſſen der nachfolgende Vorfall dienen: Am 5. Juni d. J. 
brachte die „Kreuzzeitung“ einen von hier datirten Artikel, worin den 
den Lehrern des hieſigen Gymnaſiums unwahre Thatſachen nachgeſagt 
wurden, die ſie in der öffentlichen Meinung dem Haſſe und der Ver⸗ 
achtung ausſetzen mußten, z. B., ſie hätten das Abendmahl zu einer 
Demonſtration gegen den hieſigen Superintendenten benutzt, ſie hätten 
Schüler des Gymnaſtums in dieſe Demonſtration hineingezogen, fie 
hätten, der Director an der Spitze, alles Mögliche gethan, um am 
Geburtstage des Königs eine allgemeine Feſtfeier zu verhindern u. dgl. m. 
Das Lehrer⸗Collegium übergab dieſe Sache. dem hieſigen Staats⸗An⸗ 
walt, und dieſer beantragte gegen den Verfaſſer des Artikels die ge⸗ 
richtliche Verfolgung. Wie man hoͤrt, wurde ein auf Veranlaſſung des 
Oberpräſidenten Senft v. Pilſach am Gymnaſium einſtweilig beſchäftigter 
Candidat der Theologie Namens Pautz als Zeuge vernommen. Er 
verweigerte jede Ausſage, beſchwerte ſich beim Appellationsgerichte in 
Köslin und dann beim Ober⸗Tribunal ohne Erfolg. Hierauf wurde 
ein neuer Termin angeſetzt, er wegen verweigerter Ausſage zu 5 Thlr. 
Geldſtrafe verurtheilt und dann von Neuem vorgeladen unter An⸗ 
drohung von 50 Thlr. Inzwiſchen reiſte P. nach Berlin und nun 
erfolgte durch den Ober⸗Staats⸗Anwalt in Köslin zunächſt die vor⸗ 
läufige Siſtirung der Sache und dann wurde der hieſige Staatsan⸗ 
walt angewieſen, ſie ganz fallen zu laſſen, da im öffentlichen Intereſſe 
keine Veranlaſſung zu ihrer weiteren Verfolgung vorhanden ſei. Das 
Lehrer⸗Collegium hat hierüber Beſchwerde geführt. (B. A. 3.) 

Deut ſchland. 

Frankfurt, 28. Dezbr. [Der Bundestag und die Erb⸗ 
folgefrage in Schleswig⸗Holſtein.] Die „Bairiſche Zeitung“ 
veroffentlicht den Wortlaut des in der Bundestagsſitzung vom 23. Dez. 
mit 12 gegen 4 Stimmen angenommenen bairiſchen Antrages in 
Betreff der zu beſchleunigenden Erledigung der Erbfolgefrage. Der⸗ 
ſelbe lautet: ' : 

„Auch nach dem Bundesbeſchluſſe vom 7. d. M. hält die königl. Regie⸗ 
rung an dem Standpunkte feſt, daß der londoner Vertrag vom 8. Mai 1852 
bezüglich der Succeſſionsordnung in der däniſchen Geſammtmonarchie für den 
Bund keine Geltung habe, und daß daher nach dem Ableben des Königs 

iedrich VII. von Dänemark die Fortſetzung des unterm 1. Oktober d. J. 

eſchloſſenen Executions⸗Verfahrens möglicherweiſe nur dann noch fae 
greifen konnte, nachdem vie ftreitige Frage der Erbfolge in den deutſchen 
Herzogthümern entſchieden worden war. 

Wie die königl. Regierung bereits im September 1852 in Folge der an 
ſie ergangenen Einladung zum Beitritte den Paciscenten jenes Vertrages 
erklärt hat, hält dieſelhe ſich auch jetzt nicht ſür berufen, ihrerſeits der dem 
Bunde obliegenden Entſcheidung über die Erbfolgefrage vorzugreifen, obwohl 
ſie die Anſprüche des Prinzen Friedrich von Auguſtenburg auf die Erbfolge 
in Holſtein für rechtlich begründet erachtet und bereit iſt, mit allen Kräften 


unter den gegenwärtigen Verhältniſſen obliegt. 
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edition: Herrenſtraße Nr. 20. Uußerdem übernehmen alle 
Walen Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und hata 
einmal, an den Borgen Tagen zweimal erſcheint. 


or 


Regierung in diefer Beziehung ihrer Stell ug 


i d die königl. 
Wie ſich aher te N fo hält 1e ſich auch für verpflichtet, ihre e 


im Bunde wohl bewußt iſt, 
darauf 


Herzogthümern unberweilt vom Bunde geprüft und entſchieden werde, da, 


wie bereits angedeutet, von der Löſung dieſer Frage nicht blos bie N e 7 4 
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der ſuspendirten Stimme für Holſtein⸗Lauenburg abhängt, ſondern ſi f 
nach deren Entſcheidung beſtimmen laſſen wird, welche verſchiedene Rechte 
hier zu wahren dem Bunde rage und welche Mittel derſelbe zu dem Schutze 
und der Geltendmachung dieſer Rechte zu ergreifen hat? 

Aus dieſer Erwägung ſtellt die königl. Regierung den 1 8 . 2 

„„Hohe Bundesverſammlung wolle den Ausſchuß für die holſtein⸗lauen⸗ „ 
burgiſche Verfaſſungs⸗Angelegenheit beauftragen, ohne weiteren Malen die 
Frage der Erbfolge in den deutſchen Herzogihümern eingehend zu prüfen und 
mit der der Dringlichkeit dieſer Angele gabelt entſprechenden mög ichſten Bes 
ſchleunigung das Ergebniß dieſer Prüfung der Bundesverſammlung vorzu⸗ 
tragen.“ 

Die „Weimariſche Zeitung“ berichtet über die Abſtimmung über 
dieſen Antrag noch Folgendes: „Von den Großmächten wurde die An⸗ 


ſicht ausgeſprochen, dieſer Antrag möge zunächſt dem ſchleswig⸗holſtein⸗ 


iden Ausſchuß zur Beſchleunigung feines Vortrages über die bereit? 


vorliegenden Anträge in der Erbfolgefrage überwieſen werden. Gegen 
dieſe Anſicht ſprachen ſich die Vertreter der übrigen Regierungen aus 
und befürworteten ſofortige Abſtimmung über den Antrag der bairiſchen 
Regierung. Gegen denſelben ſtimmten außer den Großmächten noch 
der niederländiſche und der mecklenburgiſche Geſandte, ſo daß der 
baieriſche Antrag mit einer Majorität von 8 Stimmen zum 
erhoben wurde, nachdem ſeinerſeits Herr v. d. Pfordten von der an⸗ 


fänglich beantragten Friſt von acht Tagen, binnen welcher der Bericht = 


zu erſtatten fei, Abſtand genommen.“ 2 
Ueber die geſtrige Bundestagsſitzung wird der „Nat.⸗Ztg.“ aus 
Frankfurt a. M. geſchrieben: „Die Bundesverſammlung trat abermals 
zu einer außerordentlichen Sitzung zuſammen, in welcher zunächſt ein 
Antrag vom Großherzogthum Heſſen zum Vortrag kam, welcher zum 
Zwecke der Sicherung der Rechte des Bundes auf die ſofortige Oceu⸗ 
pation Schleswigs dringt. Ein gemeinſchaftlicher Antrag von Oeſter⸗ 
reich und Preußen geht dahin, Dänemark zur Zurücknahme der auf 
die! Incorporation Schleswigs gerichteten Anordnungen aufzufordern, 
und ſtellt der Bundesverſammlung anheim, eventuell weitere Maßregeln 
in Ausſicht zu nehmen, ſtets unter Vorbehalt der Erbfolgefrage. Beide 
Anträge wurden den Ausſchüſſen zugewieſen. — Hierauf kam eine eng⸗ 
liſche Note zur Vorlage, welcher der londoner Vertrag von 1852 bei⸗ 
lag. — Berichte der Civilcommiſſaire und des Generallieutenants 
v. Hake über die jüngſten Vorgänge, welche ſchließlich zur Verleſung 
kamen, wurden von der Verſammlung gutgeheißen.“ , 
Es iſt erſichtlich, daß Preußen und Ocfterreid den Bund in Bes 


ziehung auf Schleswig nur ſoweit engagiren wollen, daß er den 
Druck in Betreff der Aufhebung der Verfaſſung vom 18. November 
verſtärken ſoll. Giebt man in Kopenhagen nur darin nach, ſtellt man 


nur den status quo vor jenem Tage, d. h. einen Zuſtand her, unter 
welchem Schleswig ſeit 13 Jahren die furchtbarſten Drangſale erlitten 
hat, ſo würde dann die Bahn für die europäiſchen Verhandlungen 
geöffnet ſein. Für dieſe iſt fortwährend in erſter Linie England thätig, 
welches einen Vertreter des Bundes zulaſſen und damit denſelben in 
die Erbſchaft des londoner Vertrages hineinziehen will. Die franzoͤſiſche 
Regierung würde vielleicht ihre bisherige kühle Haltung aufgeben, wenn 
die beabſichtigte Conferenz in Paris ſtattfände, und ſo irgend ein 
Surrogat für den geſcheiterten Congreß böte. 

München, 29. Dez. [Das Vereinsgeſetz und Schles⸗ 
wig⸗Holſtein.] Eine Miniſterial-Entſchließung veröffentlicht folgende 
Erläuterung zum Vereinsgeſetz: Nach dem Vereinsgeſetze können die 
Hilfsvereine in Baiern mit dem Centralausſchuſſe in Frankfurt nicht in 
Verbindung treten. Den Vereinen dürfen aber innerhalb der Schran⸗ 
ken des Geſetzes keinerlei Hemmniſſe bereitet werden, ſowohl in Bezug 
auf die Geldverwendung als überhaupt bei Förderung jener großen 
National⸗Angelegenheit, bezüglich welcher die baieriſche Regierung und 
das baieriſche Volk in lebhaften Sympathien ſich begegnen. 

In Sachen Schleswig⸗Holſteins. 

[Das Schreiben des Herzogs v. Auguſtenburg an den 

Kaiſer Napoleon] lautet wie folgt: 


Sire! 

Da ich nach dem Ableben Sr. hochſeligen Majeftát des Königs Friedrich 
VII von der Regierung der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein Beſitz er⸗ 
griffen habe, wie mir das durch meine Eigenſchaft als rechtmäßiger Erbe 
geboten war, fo wage ich es, der hohen Gerechtigkeit Ew. Majeſtät einige 
Bemerkungen in Bezug auf die Rechte zu machen, die zu beanſpruchen ich 
im Namen meines Hauſes und noch weit mehr im Namen meines Landes 
verpflichtet bin. 0 

Keinenfalls werden die weſentlichen Punkte dieſer wichtigen Frage dem 
Scharfblicke Ew. Majeſtät entgangen ſein; allein der Parteigeiſt und die 
Leidenſchaften, welche durch Intereſſen erregt wurden, die der Rechtsfrage 
fremd ſind, haben ſo viel dazu beigetragen, dieſe an und für ſich ſo einfache 
Sache zu verdunkeln, daß Ew. Majeſtät hoffentlich den Drang verzeihen 
wird, der mich veranlaßt, in dieſem Briefe kurzgefaßt an die Grundlagen zu 
erinnern, denen gemäß ſie, meiner Anſicht nach, gelöſt werden müßte. Ge⸗ 
recht vor Gott, würde die Sache, zu deren Vertheidigung ich berufen bin, 
den Spruch keines unparteiiſchen Gerichtshofes zu ſcheuen haben. Eine vor⸗ 
urtheilsfreie Prüfung genügt. 2 . 

Möge man felbft von jeder Sympathie abfeben, welche die unglückliche 
Lage meines Landes einflößen könnte; wir verlangen Angeſichts des Him⸗ 
mels nicht weiter, als eine ſtreng unparteiiſche! 5 unſerer Rechte und 
Beſchwerden. Und dieſe ſtrenge, aber unparteiiſche und von jedem Vorur⸗ 
ich vor Allem von Seiten Ew. Majeftát, 
von jenem Weite der hohen Gerechtigkeit, den Sie fo haufig auf jo. hochher⸗ 
zige Weiſe bekundet haben, mit vollem Vertrauen zu hoffen. h 

Aber, Sire, indem ich mich darauf beſchränke, Gerechtigkeit für mein Land 
zu verlangen, darf ich doch die Umſtände nicht veer die mir vornehm⸗ 
lich daraus eine Pflicht machen, und die ohne Zweifel in den Augen eines 
edelmüthigen Billigkeitsgefühles von großem Gewichte ſein werden. In der 
Sache der Herzogthümer befindet hd das pofitive und hiſtoriſche Recht in 
Einklang mit den Wünſchen ihrer zahlreichen und loyalen Bevölkerung, mit 
ihren theuerſten und zugleich heiligſten Intereſſen, mit ihrem Nationalitäts⸗ 
gefühle. Niemals iſt Ew. Majeſtät gleichgiltig gegen die Stimme der un⸗ 
terdritdten Völker geweſen; Europa iſt Zeuge davon. Sire, Sie werden 
auch geneigteſt Theilnahme an den Leiden und an dem ungerechten Drucke 
empfinden, wovon die Bewohner Schleswig⸗Holſteins betroffen wurden, 
weil ſie den ogg ty ip ihres Landes und der Sprache und den Sitten 
ihrer Väter treu bleiben wollten. Von mir, von dem Erfolge meiner Recla⸗ 
mationen erwarten ſie das Ende ihrer Leiden, und ich wage es zu ſagen, 


Pic deshalb, gerade wegen dieſer Hoffnungen kann ich mich nicht der 
$ 


flicht entziehen, die mir übertragenen erblichen Rechte geltend zu machen. 
Uebrigens kann man ſich der Wahrnehmung nicht verſchließen, daß die 
ſo vielfach beſprochene Frage wegen der Herzogthümer gegenwärtig in mehr 
als einer Sinfict eine Tragweite hat, welche weit über die unmittelbar ing 
Spiel kommenden materiellen Intereſſen hinausgeht. Sie erregt ein ee 
tes und er Sali Intereſſe, kurz, ein ſolches, welches ſehr ernfte Fol⸗ 
en herbeiführen könnte, wenn man die Wi kungen nicht nach ihrem wahren 


erthe ſchätzte. Ganz Deutſchland iſt in Bewegung. Man braucht nur 


Donnerstag, den 31. Dezember 1863. 


andado daß nunmehr die Frage der Erbfolge in den ar Fo ER 
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